
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Zukunft der EU: Für eine demokratische 
und soziale Union 

Forderungen

•	•	 Ein soziales Fortschrittsprotokoll zu den EU-
Verträgen für mehr soziale Gerechtigkeit.

•	•	 Die Kommission muss ihr Versprechen, 
„niemanden zurücklassen“ zu wollen, auch 
tatsächlich einlösen und dafür Sorge tragen, 
dass zwischen „Bürokratieabbau“ und „Better 
Regulation“ die Rechte von Arbeitnehmer:innen 
nicht außer Acht gelassen werden.

•	•	 Das EU-Parlament muss endlich das 
Initiativrecht im Gesetzgebungsverfahren 
und mehr Mitspracherecht bei der Auswahl 
der EU-Kommissar:innen erhalten. Dadurch 
wird die Demokratisierung in der EU gestärkt. 
Zudem sollten die Sozialpartner stärker schon 
in die Vorbereitung von Gesetzesinitiativen 
eingebunden werden.

•	•	 Reform der derzeit einseitigen fiskalischen 
Vorgaben: Mitgliedstaaten müssen die 
Möglichkeit haben, Investitionen in die 
Verwirklichung von wirtschaftlichen, sozialen 
und ökonomischen Zielen zu tätigen. Green Deal 
und sozial-ökologischer Umbau lassen sich nur 
mittels erheblicher, öffentlicher Investitionen 
verwirklichen.

•	•	 Zur Förderung der Handlungsfähigkeit der EU: 
Abgehen vom Einstimmigkeitsprinzip überall 
dort, wo es demokratiepolitisch geboten 
scheint, wie bspw. die Steuerpolitik (Stichwort: 
Finanztransaktionssteuer). Einzelne Staaten 
sollen nicht länger eine überwiegende Mehrheit 
auf EU-Ebene blockieren können.
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Hintergrund

Mit einer knappen Mehrheit von 291 Ja- und 
274 Nein-Stimmen (44 Enthaltungen) nahm 
das EU-Parlament am 22. November 2023 eine 
Entschließung zur Reform der EU-Verträge an. Neue 
geopolitische Herausforderungen und aktuelle 
Bestrebungen hin zu einer künftigen Erweiterung der 
EU machen die Notwendigkeit einer Reform deutlich, 
die insbesondere die Handlungsfähigkeit und die 
demokratische Legitimität der EU stärken müssen.
Langfristig wird es ohne eine Reform der derzeitigen 
EU-Verträge jedenfalls schwierig bis gar unmöglich 
werden, eine europäische Antwort auf aktuelle
Herausforderungen zu finden.

Begründung und Argumente 

Die letzte, tiefgreifende Änderung der EU-Verträge 
datiert aus dem Jahr 2009 mit dem Inkrafttreten des 
„Vertrags von Lissabon“. Viele der vom EU-Parlament 
vorgebrachten Vorschläge würden die soziale 
Gerechtigkeit in der EU wesentlich stärken, weshalb 
die Staats- und Regierungschefs die Entschließung 
des EU-Parlaments jetzt aufgreifen und darüber 
entscheiden sollen, dass diese in einem Konvent 
geprüft werden.

Für mehr soziale Gerechtigkeit

Das „soziale Fortschrittsprotokoll“ soll insbesondere 
im Konfliktfall sicherstellen, dass soziale Grundrechte 
und/oder Arbeitnehmer:innenrechte nicht länger 
hinter unternehmerischen Freiheiten zurückzustehen 
haben. Damit soll insbesondere jene Linie in 
der EuGH-Judikatur richtiggestellt werden, die 
für unternehmerische Marktfreiheiten absolute 
Beschränkungsverbote (anstelle der vormaligen 
Diskriminierungsverbote) geschaffen hat – wodurch 
soziale Grundrechte und/oder individuelle oder 
kollektive Arbeitsrechte das Nachsehen haben.

Zur Stärkung der Demokratie

Das EU-Parlament als einziges direkt gewähltes Organ 
der EU verfügt nach wie vor über kein Initiativrecht im 
Gesetzgebungsprozess. Ein Initiativerecht für das EU-
Parlament erscheint in demokratiepolitischer Hinsicht 
geboten. Dem gegenüber steht die oft intransparente 
Arbeitsweise der EU-Kommission, die derzeit das 
alleinige Initiativrecht für neue Gesetze innehat.
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Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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